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Ammersee Denkerhaus Genossenschaft 
Satzung

§ 1 Name, Sitz, Gegenstand, Geschäftsjahr
(1) Die Firma der Genossenschaft lautet Ammersee Denkerhaus eG
(2) Die Genossenschaft hat ihren Sitz in Dießen am Ammersee. 
(3) Zweck der Genossenschaft ist die Förderung des Erwerbs und der Wirtschaft der 

Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb. Gegenstand des 
Unternehmens ist die Bereitstellung professionellen und Kooperationen fördernden 
Arbeitsumfeldes in Gestalt von Büroräumen, Arbeitsplätzen in Büroräumen, 
Kommunikationsplätzen und Büro-Dienstleistungen für eigenständiges Arbeiten und 
die Abwicklung von eigenen Geschäften unter dem rechtlichen Dach der 
Genossenschaft.

(4) Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen beteiligen und Zweigniederlassungen 
errichten.

(5) Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig.
(6) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der 

Eintragung der Genossenschaft und endet mit Ablauf des Kalenderjahres.
§ 2 Geschäftsanteil, Zahlungen, Rücklagen, Nachschüsse, Rückvergütung, 
Verjährung, Mindestkapital
(1) Die Mitgliedschaft wird durch eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende 

formgerechte Beitrittserklärung und Zulassung durch den Vorstand erworben. Der 
Vorstand hat die Mitgliedschaft unverzüglich in die Mitgliederliste einzutragen. 

(2) Der Geschäftsanteil beträgt 1.000,- Euro. Er ist sofort in voller Höhe einzuzahlen. 
(3) Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein Eintrittsgeld festgelegt werden, 

das den Rücklagen zugeführt wird.
(4) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 20% des Jahresüberschusses 

zuzuführen, bis mindestens 25% der Summe der Geschäftsanteile erreicht sind.
(5) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet.
(6) Die Mitglieder haben Anspruch auf die vom Vorstand beschlossene Rückvergütung.
(7) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, Rückvergütungen und 

Auseinandersetzungsguthaben verjähren in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge 
werden den Rücklagen zugeführt.

(8) Das satzungsmäßige Mindestkapital der Genossenschaft in Höhe des Buchwertes 
des Anlagevermögens am letzten Bilanzstichtag soll nicht unterschritten werden. 

§ 3 Generalversammlung
(1) Die Generalversammlung wird vom Vorstand oder dem Bevollmächtigten (§ 5) durch 

unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder in Textform einberufen. Die 
Einladung muss mindestens zwei Wochen, Ergänzungen und Änderungen der 
Tagesordnung müssen mindestens eine Woche vor der Generalversammlung 
erfolgen. Die Mitteilungen gelten als zugegangen, wenn sie zwei Werktage vor Beginn 
der Frist abgesendet worden sind.

(2) Die Generalversammlung wird vom Bevollmächtigten geleitet. Bei dessen 
Verhinderung bestimmt die Generalversammlung die Versammlungsleitung.

(3) Die Generalversammlung ist unabhängig von der Zahl der Teilnehmer beschlussfähig.
(4) Jedes Mitglied hat eine Stimme.



(5) Die Generalversammlung beschließt über die nach dem Gesetz und der Satzung 
vorgesehenen Gegenstände, insbesondere auch über alle Arten von 
Grundstücksgeschäften, Erwerb oder Veräußerung von Unternehmen und 
Beteiligungen sowie über Investitionen von mehr als 3.000,- Euro oder 
Dauerschuldverhältnisse mit einer jährlichen Belastung von mehr als 3.000,- Euro.

(6) Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.
(7) Die Generalversammlung kann sich mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 

abgegebenen Stimmen eine Geschäftsordnung geben.
§ 4 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens einem Mitglied.
(2) Der Dienstvertrag mit dem Vorstand wird von dem Bevollmächtigten (§ 5) mit 

Zustimmung der Generalversammlung abgeschlossen.
(3) Der Vorstand führt die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er kann sich eine 

Geschäftsordnung geben, die der Zustimmung der Generalversammlung bedarf. In 
den nach Gesetz, Satzung oder Geschäftsordnung vorgesehenen Fällen bedarf der 
Vorstand der Zustimmung der Generalversammlung. Die Zustimmung kann für 
gleichartige Geschäfte generell erteilt werden.

(4) Der Vorstand bedarf für die Aufnahme des 21. Mitglieds der Zustimmung der 
Generalversammlung. Bei der Einladung zu dieser Generalversammlung hat der 
Vorstand vorsorglich Wahlen zum Vorstand und Aufsichtsrat sowie entsprechende 
Satzungsänderungen auf die Tagesordnung zu setzen.

(5) Die Generalversammlung kann den Vorstand von dem Verbot der Mehrvertretung 
gemäß § 181 Absatz 2 BGB befreien, ihm also die Befugnis erteilen, bei allen 
Rechtshandlungen, welche die Genossenschaft mit oder gegenüber Dritten vornimmt, 
zugleich als Vertreter Dritter zu handeln.

§ 5 Bevollmächtigter, Revisionskommission
(1) Die Genossenschaft hat keinen Aufsichtsrat. Die gesetzlichen Rechte und Pflichten 

des Aufsichtsrats nimmt die Generalversammlung wahr.
(2) Die Generalversammlung wählt für die Dauer von 3 Jahren einen Bevollmächtigten.
(3) Der Bevollmächtigte vertritt die Genossenschaft gegenüber den Vorstandsmitgliedern 

und nimmt die übrigen ihm nach dem Gesetz zugewiesenen Aufgaben wahr.
(4) Die Generalversammlung bestimmt eine Revisionskommission, die aus dem 

Bevollmächtigten und mindestens einem weiteren Revisor besteht. Im Rahmen der 
Prüfung des Jahresabschlusses übernimmt die Revisionskommission die Aufgaben 
des Aufsichtsrats nach § 38 Abs. 1 Satz 3 GenG.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft, Ausschluss, Auseinandersetzung
(1) Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschäftsjahres unter 

Einhaltung einer Frist von einem halben Jahr schriftlich kündigen, frühestens jedoch 
zum Schluss des Geschäftsjahres 2015. 

(2) Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschäftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch 
Satzung oder eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es 
schriftlich einen oder mehrere Geschäftsanteile seiner zusätzlichen Beteiligung zum 
Schluss eines Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Frist von einem halben Jahr 
kündigen, frühestens jedoch zum Schluss des Geschäftsjahres 2015. 

(3) Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus; seine Mitgliedschaft geht auf den oder die 
Erben über. Die Mitgliedschaft des oder der Erben endet mit dem Schluss des 
Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist. Sie wird von dem Erben 
fortgesetzt, wenn der Erbe die zum Erwerb der Mitgliedschaft erforderlichen 
Voraussetzungen (§ 2 Absatz 1) erfüllt. 



(4) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden, wenn:
a. es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses des 

satzungsmäßigen oder sonstigen der Genossenschaft gegenüber 
bestehenden Verpflichtungen nicht nachkommt, 

b. sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist, 
c. es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes 

Unternehmen betreibt oder sich an einem solchen beteiligt oder wenn ein mit 
der Genossenschaft in Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem 
Unternehmen des Mitglieds beteiligt, 

d. sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren 
lässt. 

(5) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Vor der Beschlussfassung ist dem 
Auszuschließenden Gelegenheit zu geben, sich zu dem beabsichtigten Ausschluss zu 
äußern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf denen der Ausschluss 
beruhen soll, sowie der satzungsmäßige Ausschließungsgrund mitzuteilen. 

(6) Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf 
denen der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmäßigen Ausschließungsgrund 
anzugeben. Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand 
unverzüglich durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des 
Briefes an kann das Mitglied nicht mehr an der Generalversammlung teilnehmen und 
nicht Mitglied des Vorstandes oder Bevollmächtigter der Generalversammlung sein.

(7) Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Absendung 
bei der Generalversammlung Widerspruch eingelegt werden (Ausschlussfrist). Erst 
nach der Entscheidung der Generalversammlung kann der Ausschluss gerichtlich 
angefochten werden. Über den Ausschluss von Vorstandsmitgliedern oder des 
Bevollmächtigten entscheidet die Generalversammlung. 

(8) Für die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der 
Genossenschaft ist der festgestellte Jahresabschluss maßgebend; Verlustvorträge 
werden von dem Auseinandersetzungsguthaben anteilig abgezogen.

(9) Dem ausgeschiedenen Mitglied ist das Auseinandersetzungsguthaben binnen 6 
Monaten nach dem Ausscheiden auszuzahlen. Darüber hinaus hat es auf die 
Rücklagen und das sonstige Vermögen der Genossenschaft keinen Anspruch. Die 
Genossenschaft ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung die ihr gegen das 
ausgeschiedene Mitglied zustehenden fälligen Forderungen gegen das 
Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das 
Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds als Pfand für den etwaigen Ausfall, 
insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds.

(10) Soweit durch die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens das 
satzungsmäßige Mindestkapital der Genossenschaft in Höhe des Buchwertes des 
Anlagevermögens am letzten Bilanzstichtag unterschritten würde, ist der Anspruch auf 
Auszahlung ganz oder teilweise ausgesetzt, bis die Auszahlung ohne Unterschreitung 
des Mindestkapitals wieder möglich ist. Von einer Aussetzung betroffene Ansprüche 
aus Vorjahren werden, auch im Verhältnis zueinander, mit Vorrang bedient.

§ 7 Bekanntmachungen
Bekanntmachungen, deren Veröffentlichung vorgeschrieben ist, erfolgen unter der Firma der 
Genossenschaft im Ammersee Kurier.

Beschlossen am 12.02.2013 in Dießen am Ammersee


